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A. Einführung

I. Problemstellung und Aufbau
der Untersuchung

Mit dem Grundgesetz, das sich mit einem breiten Katalog liberaler Grundrechte
vorstellt, welche auch die Gesetzgebung als unmittelbar geltendes Recht binden und
deren Beachtung durch die Gesetzgebung der Kontrolle eines Verfassungsgerichts,
des Bundesverfassungsgerichts, unterworfen ist, setzte in Deutschland die Ära der
Grundrechtsdogmatik ein.

Eine prominente Stellung nahm in der deutschen Grundrechtsdogmatik, ein-
schließlich der Rechtsprechung des BVerfG, schnell das Verhältnismäßigkeitsprin-
zip ein: ohne dieses kann jene nicht gedacht werden; ohne jene kann dieses nicht
gedacht werden. Desto markanter ist insofern ein Zwiespalt, der den Werdegang der
deutschen Grundrechtsdogmatik durchzieht: das Verhältnismäßigkeitsprinzip wird
auf die Freiheitsrechte begrenzt; im Rahmen des Gleichheitsrechts des Art. 3
Abs. 1 GG herrscht stattdessen das Willkürverbot.

Erschüttert wurde diese Annahme, der eine solide theoretische Basis immer
fehlte, durch ein Urteil des BVerfG aus dem Jahr 1980, das Präklusion I-Urteil,
BVerfGE 55, 72. Seitdem hallt diese Entscheidung wider: über ein Willkürverbot
hinauswerden aus Art. 3 Abs. 1 GG „Verhältnismäßigkeitserfordernisse“ abgeleitet;
seine Öffnung zum Verhältnismäßigkeitsprinzip wird unterstellt.

Nur: zu einer systematischen Verhältnismäßigkeitskontrolle haben die Verhält-
nismäßigkeitserfordernisse nicht geführt. Damit bleibt die Vereinbarkeit des Ver-
hältnismäßigkeitsprinzips mit dem allgemeinen Gleichheitssatz ungewiss, unge-
achtet mancher Versuche, sie theoretisch zu begründen. Ist der allgemeine Gleich-
heitssatz doch mit dem Verhältnismäßigkeitsprinzip oder lediglich mit dem Will-
kürverbot kompatibel? Das ist die Frage, der hier nachgegangen wird.

Dabei werden Verhältnismäßigkeitsprinzip (alternativ: Verhältnismäßigkeits-
grundsatz, Grundsatz der Verhältnismäßigkeit) und Willkürverbot als zwei ver-
schiedene Maßstäbe zur Bestimmung verstanden, ob eine Maßnahme der Gesetz-
gebung den Einzelnen in einem seiner Grundrechte verletzt. Sie stellen verschiedene
Anforderungen an denGesetzgeber, denen jeweils dieVerhältnismäßigkeitskontrolle
bzw. die Willkürkontrolle entsprechen.

Damit man sich ein vollständiges Bild des Problems machen kann, beginnt die
Untersuchung mit einer historischen Bestandsaufnahme (Kapitel B.). Verhältnis-



mäßigkeitsprinzip und Willkürverbot sind keine Schöpfung des BVerfG, sondern
haben eine Vorgeschichte vorzuweisen. Insofern fragt es sich: unter welchen Be-
dingungen undmit welcher Bedeutung sind das Verhältnismäßigkeitsprinzip und das
Willkürverbot entstanden, die später Eingang in die Rechtsprechung des BVerfG
finden würden?

Sodann geht es in den Kern des Problems. Im Ausgang des Kapitels B. taucht die
Frage auf, ob sich das differenziertere bzw. voraussetzungsvollere Verhältnismä-
ßigkeitsprinzip bei seinem Sprung ins Verfassungsrecht nicht anpassen musste.
Dementsprechend wird Kapitel C. zunächst der Struktur des Verhältnismäßig-
keitsprinzips auf der Ebene der Gesetzgebung gewidmet. Nachdem die Struktur des
Verhältnismäßigkeitsprinzips aufgezeigt wurde, kann dann die Frage nach seinen
Voraussetzungen bearbeitet werden: was sind die Eigenschaften, die ein Grundrecht
zum Verhältnismäßigkeitsprinzip öffnen?

Stehen die Voraussetzungen des Verhältnismäßigkeitsprinzips fest, gilt es zu
untersuchen, ob der allgemeine Gleichheitssatz sie erfüllt. Wenn seine Rechtsnatur
eines subjektiven öffentlichen Rechts unumstritten ist, bedarf seine Bedeutung als
solches weiterhin einer präziseren Klärung. Auf diese Aufgabe konzentriert sich
Kapitel D., an dessen Ende die Schlussfolgerung gezogen werden kann, ob
Art. 3 Abs. 1 GG mit dem Verhältnismäßigkeitsprinzip kompatibel ist oder ob ihm
vielmehr das Willkürverbot eignet.

Die Antwort fällt für das Willkürverbot aus, wogegen Art. 3 Abs. 3 GG sprechen
könnte. Daher wird im Kapitel E. die Bedeutung von Art. 3 Abs. 3 GG und sein
Zusammenhang mit Art. 3 Abs. 1 GG untersucht.

Da Art. 3 Abs. 3 GG die imKapitel D. gezogene Schlussfolgerung bestätigt, wird
schließlich im Kapitel F. gezeigt, wie sich das Willkürverbot im allgemeinen
Gleichheitssatz strukturell entfaltet.

II. Die Einordnung der Untersuchung

Diese Untersuchung ist als ein Beitrag zur deutschen Grundrechtsdogmatik
konzipiert. Zum Teil beschäftigt sie sich mit Fragen des allgemeinen Teils: der
Struktur des Verhältnismäßigkeitsprinzips auf der Ebene der Gesetzgebung; den
Eigenschaften der Grundrechte, die offen zu ihm sind. Im Besonderen beschäftigt sie
sich mit dem allgemeinen Gleichheitssatz: seiner Bedeutung bzw. seinen Eigen-
schaften als einem subjektiven öffentlichen Recht (Grundrecht); der Struktur des
Willkürverbots im allgemeinen Gleichheitssatz.
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III. Eine begriffliche Klärung

Ein zentraler Begriff imKontext des allgemeinen Gleichheitssatzes ist der Begriff
der rechtlichen Gleichbehandlung. Mit rechtlicher Gleichbehandlung wird hier nicht
die Vereinbarkeit einer Maßnahme mit Art. 3 Abs. 1 GG gemeint. Mit rechtlicher
Gleichbehandlung wird vielmehr die Tatsache beschrieben, dass zwei oder mehrere
Grundrechtsträger von der gleichen Rechtsfolge betroffen werden, unabhängig
davon, ob sich für sie die Rechtsfolge aus jeweils verschiedenen Tatbeständen ergibt,
unabhängig davon also, ob auf sie verschiedene Normen zutreffen. Unter Rechts-
folge wird wiederum die in der Norm beschriebene Konsequenz, nicht ihre weiteren
Auswirkungen verstanden. Diesem Begriff der rechtlichen Gleichbehandlung ent-
spricht ein Begriff der rechtlichen Ungleichbehandlung.

Wenn im Folgenden von (rechtlicher) Gleich- oder Ungleichbehandlung die Rede
ist, wird damit rechtliche Gleich- bzw. Ungleichbehandlung im erwähnten Sinne
gemeint.
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